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Ulbrichts unverbindliche Perspektive

SchaumscMägerei um einen seltsamen Fünf]ahr esplan
D ie I I I .  Parteikonferenz! der SED ta t  —  wie erwartet — über 

drei Punkte K larheit gebracht; 1. Der neue Fünfjahresplan be­
deutet eine verschärfte Aufrüstung unter minimalsten Zuge­
ständnissen an den Lebensstandard der Bevölkerung, 2. die 
Sow jeizonenregierung hat kein neues Program m  zur Deutsch­
landpolitik vorzulegen, und S. der Parteiapparat ist politisch 
schwerer angeschlagen, als es den äußeren Anschein hat. D ie 
SED w ird  nun an die A rb e it gehen. Es g ilt  den Fün f jahresplan 
in die Ta t umzusetzen, die Bevölkerung fü r ihn zu interessier 
ren. Es g ilt, die politische Unterwanderung der Bundesrepublik 
in großem Stil voranzutreiben. Und nicht zuletzt w ird  es darum 
gehen, die inneren W idersprüche im  L a ge r  der SED im Lau fe 
der nächsten Monate Zug um Zug zu bereinigen, damit sich die 
Parteiführung auf d ie außen- und innenpolitischen Hauptauf­
gaben konzentrieren kann.
W er m it Kon ferenz-D elegier­

ten sprach, konnte die große 
Enttäuschung spüren, die das 
Umgehen w ichtiger Punkte sei­
tens der Parteiführung m it sich 
brachte. D ie Perspektive, d ie 
von U lbricht au fgezeigt worden, 
ist, b leibt unverbindlich.

D er neue Fü n f jahresplan b irg t 
drei hauptsächliche Versprechun­
gen ; 1. d ie Erhöhung des Keal- 
lohnes bis 1960 um 30 Prozent,
2. die Einführung des Sieben- 
Stunden-Tages, sobald „d ie  S i­
cherstellung der Planziele er­
reicht is t“ , 3. eine Renten- 
erhöhung fü r das Jahr 1957.

Demgegenüber stehen die 
Steigerung der industriellen 
Bruttoproduktion auf 155 P ro ­
zent des Standes von 1955, die 
Erhöhung der Arbeitsproduk­
tiv itä t gegenüber 1955 um 50 (I ) 
Trozen t und die weitere Verla­
gerung des industriellen Schwer­
gewichtes zugunsten der Grund­
stoff- und Rüstungsindustrien. 
D ie Rationierung der Lebens­
m ittel w ird  grundsätzlich geb il­
lig t  und aufrechterhalten.

I s t  d e r  P la n  „u to p is c h “ ?
Bei oberflächlicher Betrach­

tung mutet dieser P lan  ange­
sichts der sowjetzonalen W ir t ­
schaftslage fast utopisch, an. Für 
die SED aber ist er eine N ot­
wendigkeit. Das heißt, daß er 
erfü llt werden m u ß !  Di e SED

geht dabei von einer einfachen 
Überlegung aus: Deutschland,
hat zweimal unmenschliche L e i­
stungen vollbringen müssen, 
was seine Industriekapazität an- 
betrifit. E inmal in  den letzten 
Kriegsjahren, zum zweiten Male 
im W iederaufbau nach dem 
K rieg . D ie A rbeiter in  Ost­
deutschland sind nicht schlech­
ter als die in  der Bundesrepu­
blik . Sie arbeiten nur unter 
schlechteren Bedingungen. Bes­
sere Bedingungen verm ag ihnen 
die SED nicht zu schaffen. So 
verspricht sie etwas, was einen 
Bruchteil dessen darstellt, das 
die SED aus dieser Leistungs­
steigerung profitiert.

D ie SED geht von der Spal­
tung Deutschlands aus. Au f 
Ackerboden -will sie Hütten­
w erke bauen, w eil sie das R u hr­
geb iet nicht bekommen konnte. 
D ie Sow jets haben das auch ge­
macht und ihre Bevölkerung hat 
dementsprechend gelebt. So ist 
w en ig  „Gigantisches“ an diesem 
Plan. E r holt einfach das Letz te  
aus Menschen und Maschinen 
heraus. Das „W irtschafts- und 
Sozialprogramm“ U lbrichts ist, 
so prim itiv es anmutet, ein ab­
gefeim ter Betrug. W as heißt 
30prozentige Steigerung des R e ­
allohnes bis 1960? W ir  kennen 
die Berechnung des „Reallohns“ 
im  Osten. Auch ein Akkord­

arbeiter kann seinen Reallohn 
—  so er physisch dazu in  der 
L a ge  ist —  um 100 Prozen t stei­
gern ! Außerdem dürfte es der 
Masse der Sowjetzonenbewohner 
w en ig nützen, wenn die SED in 
ein igen Zweigen der Rüstungs­
industrie notgedrungen Spitzen­
löhne zahlt und diese dann sta­
tistisch auf die Zahl der Ge­
samtverdiener umlegt. Ganz ab­
gesehen davon, daß 1956 selbst 
U lbricht noch nicht wissen kann, 
w ie  es I960 aussehen w ird . Auch 
die Aufhebung der Kartenratio­
nierung war fü r 1952 verspro­
chen worden . .  .•

Leere Versprechungen
So geht es h ier w en iger um 

m ehr oder w en iger utopische 
Planziffern . Dem sowjetzonalen 
A rbeiter b leibt ja  vorerst gar 
nichts anderes übrig, als nach 
diesen Ziffern zu arbeiten, wenn 
er leben und .verdienen w ill. D ie 
SED w ird  seinen Arbeitstag auf 
sieben Stunden reduzieren, sagt 
sie. Aber nur, w enn er „d ie 
P lanerfü llung garantiert“.

D ie Rentner aber mögen rät­
seln, ob ihnen die SED 1957 fün f 
oder zehn Mark mehr ins P o rte ­
monnaie legen  w ird . Ih r  L e ­
bensstandard dürfte sich da­
durch nicht wesentlich verschie­
ben. So ist w ieder einmal „alles 
drin“ . D ie SED hat alles und 
nichts versprochen. H art sind 
nur die Planziffern, die in  den 
nächsten W ochen in  die Betriebe 
gehen. Nach ihnen w ird  der 
„Sozialismus“  aufgebaut, den 
U lbricht auf ganz Deutschland 
ausdehnen w ill, „wenn die Zeit 
r e if  is t“ dafür. E in anderes po­
litisches Konzept, m it dem man 
sich noch befassen muß. Das 
offizielle, von der SED vo rge­
leg te  Fünfjahrplan-Dokument —- 
ohne Zahlen versteht sich —  be­
ginnt m it U lbricht und endet 
m it einem Goethe-Zitat. Man 
sollte es aufmerksam lesen.
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Diese Selbst­
kritik fehlte

V or einer JVoche noch, 'be­
herrschten die sensationellen 
Nachrichten aus Moskau die 
Hauptzeilen der Zeitungen und 
Kommentare. Inzwischen sind 
andere Themen in den Vorder­
grund gerückt. A ber die vo ll­
zogene Entgötterung Stalins 
durch die Führer des Komm u­
nismus w ird  w eiterhin disku­
tiert, und zwar nicht nur in den 
Kreisen, die sich aus Berufung 
oder Beru f m it P o litik  be­
fassen.

D ie Gedanken und Gespräche 
konzentrieren sich letzten Endes 
immer auf dieselbe F rage : Was 
hat das Abrücken von Stalin, 
die Anerkennung verschiedener 
W ege  zum Sozialismus, das Be­
schwören kollektiver Führung zu 
bedeuten? Is t  das nur ein tak­
tischer Kurswechsel, w ie es 
deren viele in der Geschichte 
des Kommunismus seit 1917 
g ib t?  Oder sind die Gescheh­
nisse ein Ausdruck tieferen 
"Wandels der sowjetkommunisti- 
schen Po litik ?  Auch die Äuße­
rungen anerkannter Sachver­
ständiger lassen erkennen, daß 
man diese Fragen  bisher eigent­
lich nur m it neuen Fragen  be­
antworten kann.

Zwei Seiten
Das Gefühl . herrscht a ller­

dings vor, daß diesmal in 
Moskau etwas anderes als bloße 
Taktik  gemacht w ird. Es 
scheint so, als ob der gew alt­
tätige Imperialismus Stalins, 
der dep sowjetkommunistischen 
Einfluß so w eit ausgedehnt hat, 
nun abgelöst werden soll von 
einer w eniger brutalen P o litik  
der Konsolid ierung des bisher 
Erworbenen und w irtschaftlicher 
Expansion. W äre es so, so 
würde das vielleicht verlockend 
in den Ohren derer klingen, die 
von Stalins Eroberungen nicht 
erfaßt worden sind. Aber ihnen 
gegenüber stehen jene, die von 
der Roten Arm ee seit 1944 in 
das kommunistische L a ge r  ein­
bezogen worden sind und dort 
m it genau den Methoden fest­
gehalten werden, die Chrus- 
tschow an Stalin verurteilt hat. 
W ir  brauchen nur an die sieb­
zehn M illionen vor' den Toren

Berlins zu denken. D ie wahren 
Prü fsteine der sowjetischen 
Vorgänge liegen hier, nicht in 
dem umfriedeten Gehege kom­
munistischer Parte itage in  
Moskau oder Pankow,

W enn Ohrustschow w irklich 
eine neue kommunistische Phase 
eröffnen w ill, w ie es die selbst­
bewußte Zielsetzung w irtschaft­
licher' und technischer Über­
rundung des hochindustriali­
sierten W estens scheinen läßt, 
dann ist damit jedoch noch 
nicht fü r die nichtkommunisti­
schen Länder Ruhe und F r ie ­
den gewährleistet. Offenbar deu­
tet die sowjetische Führung 
ihren neuen Kurs auf friedliche 
Koexistenz nicht so, daß nun­
mehr auch ihr politisch-ideolo­
gischer K am pf außerhalb des 
Sowjetbereiches eingestellt w ird. 
W as seit dem Moskauer Pa rte i­
tag  in  dieser Hinsicht zu ver­
nehmen war, läßt auf bewußte 
Fortsetzung dieses Kam pfes 
schließen. Und da K am pf nicht 
um seiner selbst w illen  geführt 
w ird , sondern um etwas zu. 
erreichen, um zu siegen, ist 
auch so betrachtet bisher kein 
Anlaß fü r die nichtkommuni­
stische W elt, sich Illusionen 
hinzugeben.

Zunächst haben w ir  die
3. kommunistische Parteikon fe­
renz in Ostberlin zu analysie­
ren. Dep kollektiv getarnte 
Parte id ik tator W a lter "Ulbricht 
w ar der erste Parteisatellit 
Moskaus, der —  am 4. und am
18. März —  offen die antistali- 
nistische Parte ilin le zu vertre­
ten hatte, vielleicht w eil er 
Stalin besonders hörig  war. 
"Ulbrichts Schwenkung ist be­
reits vom Zentralkom itee der 
SED öffentlich geb illig t w or­
den. Von  oben her ist also auf 
der Parteikonferenz vorgesorgt 
und von unten sind offene R e ­
volten  nicht zu erwarten, denn 
natürlich w ird  niemand aus 
den Reihen der Delegierten so 
m utig sein, kritische Gedanken 
auszusprechen.

Keine seliöne Erinnerung*
Doch ist anzunehmen, daß 

der eine oder andere Delegierte 
noch undressierte Gedanken zu 
haben und sich zu erinnern 
vermochte. Zu erinnern zum Bei­
spiel an die 2. Parteikonferenz 
vor v ie r Jahren. Damals schloß 
Ulbricht die Konferenz m it den 
W orten : „W ir  werden siegen, 
w eil uns der große Stalin

führt.“  Das Zentralorgan der 
Pa rte i verzeichnet dazu „minu­
tenlang begeisterte Ovationen". 
Es registrierte auch „stürm i­
schen B eifa ll und H urrarufe“  
nach den W orten „es lebe unser 
Freund und unser großer L eh ­
rer, der Genosse Stalin“. Im  
„Beschluß“ jener Parte ikon fe­
renz hat man sich dann noch 
einmal bekannt zu „dem Füh­
rer der Völker, dem großen 
Stalin an der Spitze“ und be­
fohlen, „in  der gesamten Pa rte i­
schulung das Studium der 
W erke des Genossen Stalin 
noch gründlicher durchzu- 
führen“ .

"Wie gesagt, das geschah unter 
der Führung von U lbricht vor 
knapp v ier Jahren. Sicher w ird  
sich mancher D elegierte nicht 
des Gedankens erwehren kön­
nen, daß U rteilsfäh igkeit und 
Charakter eines Parteiführers 
nicht eben groß sein können, 
wenn er sich so korrig ieren  
muß w ie U lbricht j e t z t . . .

W enn U lbricht vo r v ie r  Jah­
ren noch nicht den Mut hatte 
auszusprechen, was er wußte, 
warum hat er es dann nicht 
wenigstens vo r zwei Jahren ge ­
tan, auf dem letzten Parte itag  
der SED im  A pril 1954? Da­
mals w ar doch Stalin schon tot 
und H err U lbricht allmächtiger 
Parte iführer in einem sogenann­
ten deutschen demokratischen 
Staat, der sich ju s t der vollen  
Souveränität brüstete, die man 
von der Sowjetunion erhalten 
hatte. -Auch da hat U lbricht 
noch geschwiegen über die Feh ­
ler, den Wahnsinn und die 
Barbarei des „genialen L eh ­
rers“ , als welchen Pieck den 
toten Genossen auf dem Partei* 
tag  verehrte.

E r hat es gewußt
Dieser U lbricht gehörte zu 

dem inneren K re is  Stalins. E r 
w ar in den entscheidenden Jah­
ren in Moskau. B r  wurde als 
erster Beauftragter im  A pril 
1945 in das zertrümmerte Berlin  
geflogen. D ieser Mann kann 
nicht behaupten, daß er das 
alles nicht gewußt habe, was 
je tz t nachträglich dem vor ge­
w orfen  w ird, der dreiß ig Jahre 
Führer und Vorb ild  des K om ­
munismus war. Deshalb konnte 
U lbricht es jetzt auch nicht 
wagen, sich selber als irrege­
führt hinzustellen. Statt dessen 
g ib t er auf die F rage  seiner 

(Fortsetzung Seite 7)



Lieber Leser!
W ir  -wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, einö Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der an folgende Adresse zu 
schicken:

H errn E . R c g n i  
Berlin-Tem pelhof 1 

M anfred-v.-B ichthoien-Sfr. 2, I I  
Fa lls  Sie den kleinen TA G  

m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die obige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ih re 
H ilfe .

Weitgeliende Steuersenkungen
Aufsehenerregendes Programm der HegierungskoaliHoii

Bonn (Eigenm eldung). D ie  Fraktionen der Bonner R egie- 
rungskoalitio » haben am F reitag  gemeinsam dem Bundestag 
eine Reihe von Verbesserungen der Einkommen- und der Um ­
satzsteuer vorgelegt. D ie  Steuererleichterungen, unter denen 
sich auch eine allgemeine Senkung der Lohn- und Einkoninien­
steuer um etwa zehn Prozent befindet, sollen am 1, Oktober in 
K ra ft  treten und zunächst auf zwei Jahre beschränkt bleiben. 
G leichzeitig kündigten die Fraktionen weitgehende Deformen 
auf sozialem Gebiet und bei der Landwirtschaft an. Insgesamt 
soll der Bundeshaushalt durch die geplanten Maßnahmen eine 
Einbuße von jährlich etwa 3 bis 3,5 M illiarden D M  erleiden.

D ie  Steuererleichterungen wur- verheiratet ist und zwei K in der
den überraschend als wuchtig­
stes Ergebnis der dreimonatigen 
Verhandlungen über die V er­
wendung der Überschüsse im 
Bundeshaushalt bekanntgegeben.

D ie Auswirkungen der neuen 
Steuersenkung wurden von den 
CDU-Abgeordneten Dr. H e llw ig  
m it dem H inw eis erläutert, daß 
ein Lohnsteuerpflichtiger, der

Keine Zusammenarbeit mit SED
Ollenhäiifc* leim t entschieden ab

von Danzig unterwiesen. D ie 
Ä gyp ter zeigen sich offen  in

B erlin  (E igenm eldung). D er 
SPD-Vorsitzende Ollenhauer hat 
eine Zusammenarbeit seiner 
P a rte i m it den Kommunisten 
oder ihren H ilfsorganisationen 
erneut abgelehnt. D ie verän­
derte Haltung der Sowjetunion 
und der kommunistischen P a r­
teien in  den einzelnen Ländern 
ändere nichts am W esen der 
Kommunisten, erklärte er in 
einem Interview^. Daher bleibe 
auch die „grundsätzliche Geg­
nerschaft“  zwischen SPD und 
K P D  bestehen.

hat, bisher bei einem Jahres­
einkommen von 4200 DM  Steu­
ern zu zahlen hatte, kün ftig  
aber erst von einem Einkommen 
von 5560 D M  an. Bei einem 
Jahreslohn von 6000 D M  muß­
ten bisher 224 DM  Steuern ge­
zahlt werden, künftig  nur noch 
44. Bei einem Jahreslohn von 
9000 DM  sinkt die Steuer von 
792 auf 515 DM. D ie Steuer­
ersparnis geht also bei den 
n iedrigen Einkommen w eit über 
zehn Prozent hinaus.

Für stärkere Kontakte
Berlin  (E igenm elöung). Iß  

einem Schreiben an den Präsi­
denten des Berliner Abgeord­
netenhauses, W illy  Brandt, das 
vor Beginn der letzten Sitzung 
des Abgeordnetenhauses ver­
lesen wurde, hat das Ku rato­
rium  Unteilbares Deutschland 
zur Förderung menschlicher 
Begegnungen über die Zonen­
grenze hinweg aufgefordert.

Polen drillt Nassers Offiziere
London (A P ). W ie  das b r i­

tische Außenministerium be­
kanntgab, hat es zuverlässige 
Berichte erhalten, nach denen 
„eine beträchtliche Zahl von 
Ä gyp tern “ in Polen m ilitärisch 
ausgebildet w ird . D ieser V or­
gang w erde bei der Festlegung 
der britischen Nahost-Politik  
berücksichtigt werden.

H ierzu  w ird  in  London be­
kannt, daß es sich um 200 
ägyptische O ffiziere und U nter­
o ffiz iere  handelt, die zu Lande, 
zur See und in der L u ft  ausge­
b ildet W'erden. E in  T e il von 
ihnen w ird  auf einem sow jeti­
schen Stützpunkt in der Nähe

Uniform  auf der Straße, wo sie 
von britischen Seeleuten ge­
sehen wurden.

Der Sprecher des britischen 
Außenministeriums teilte fe r ­
ner m it, daß tschechoslowa­
kische O ffiziere ägyptische 
Luftwaffenangehörige auf F lu g ­
feldern in der Nähe von A lex ­
andria an Flugzeugen aus dem 
Sowjetblock ausbilden.

Botschafter Haas bei Bulganin
Ein ungewöhnlicher Besuch 

Moskau (ÄP/D PÄ). D er so­
wjetische M inisterpräsident Bul­
gar in  hat den ersten Bot­
schafter der Bundesrepublik in 
Moskau, Dr. W ilhelm  Haas, zu 
einer Unterredung empfangen, 
in  deren Verlauf die Beziehun­
gen zwischen, der Sowjetunion 
lind der Bundesrepublik erör­
te r t  wurden.

W ie  ein Sprecher der deut­
schen Botschaft m itteilte, han­
delte es sich um einen Höflich­
keitsbesuch, um den Haas ge­
beten hatte. D er Besuch bei 
Bulganin dauerte etwa 20 Minu­
ten; er ist nach Ansicht dip lo­
matischer K re ise ih Moskau 
fü r einen neu angekommenen 
Botschafter ungewöhnlich.

Einzelheiten über den Inhalt

der Unterredung wrnrden nicht 
bekannt. Haas teilte lediglich 
m it, daß er Grüße des Bundes­
kanzlers überbracht und m it 
Bulganin über den Gesundheits­
zustand Dr. Adenauers g e ­
sprochen habe.

Haas wurde vo r dem H ote l 
National, in dem er wohnt, von 
einem S IS-W agen Bulganins 
m it m ilitärischer Eskorte abge­
holt und zum- K rem l gebracht. 
H in ter dem SIS-W agen fuhr 
der Mercedes des Botschafters 
m it schwarzrotgoldener F la gge  
am Stander.

H erausgeber; Deu tsdila iu l-Ver­
lag  GmbH., Berlin-Tem pelhof 1, 
M anfred - von - B iclitkofen-Str. 2. 
Druck: W . Büxenstein, GmbH«



Robert Schuman an den Osten
Schlußkundgebimg der NEI — Reale Friedensgarantien
Berlin (Eigenm eldung). Robert Schuman, der frühere franzö­

sische Außenminister, der seinerzeit m it Konrad Adenauer die 
große deutsch-französische Verständigungspolitik ein le itete , 
h ielt auf der Schlußkundgebung der Internationalen Union 
christlicher Demokraten (N E I) in  Berlin  eine große politische 
Rede. Unter der Leitu ng von Ernst Lem m er sprachen ferner 
der italienische Professor Bettio l, Vorsitzender des auswärtigen 
Ausschusses der italienischen Kam m er, der belgische M in ister 
D e Schryver und Georg K iesinger, der Vorsitzende des Außen­
politischen Ausschusses des deutschen Bundestages.

In  seiner temperamentvollen, gen m it der Koexistenz ge- 
Rede setzte der italienische P ro - macht, als nach dem K riege  die
fessor Bettio l auseinander: H ier 
haben w ir erkannt, w ie sehr 
Berlin  ein T e il von uns selbst 
ist, denn nur wo die Fahne der 
F reihe it weht, da ist unsere 
Pleimat.

Georg K iesinger analysierte in 
glänzender W eise auf Grund sei­
ner Moskauer Erfahrungen die 
sowjetischen Absichten. Bei uns 
denkt niemand daran, so sagte 
er, der Sowjetunion von außen 
her unser System aufzuzwingen. 
W enn die Sowjetunion tatsäch­
lich Frieden w ill, w er wäre be­
reiter als w ir, diesen 1 Frieden  
zuzugestehen. Europa w ird  jede 
echte Geste der Russen be­
grüßen, die den Alpdruck kom­
mender K riege  von der W e lt  
nimmt. Aber solange die empö­
rende Tatsache der U nfreiheit 
und der Unterdrückung bis an 
unsere Tore reicht, sehen w ir  
keinen echten W illen  der So­
w jets zur Koexistenz.

D ie Schlußrede h ielt Robert 
Schuman in deutscher Sprache, 
immer w ieder von lautem Bei­
fa ll der 700 Anwesenden über­
schüttet. E r sagte, Frankreich 
habe ja  schon seine Erfahrun­

französischen Kommunisten in 
der R eg ierung saßen. Diese E r­
fahrungen seien w en ig  erfreu­
lich gewesen.

W ir  sind uns der U nerbitt­
lichkeit der kommunistischen 
Gewaltanwendung durchaus be­
wußt, sagte Schuman. Trotzdem  
müssen w ir  aber nach den B e­
dingungen fragen, zu denen es 
eines Tages zu normalen Be­
ziehungen in der W e lt  kommen 
kann. Für uns kann es einen 
Frieden  nur in vo ller F reiheit 
und in vo ller G leichberechtigung

als fre ie  Vereinbarung geben. 
W ir  sehen aber immer w ieder 
die sowjetischen M ethoden der 
politischen Brunnenvergiftung. 
Der Frieden m it Rußland kann 
nur auf ganz realen Garantien 
aufgebaut werden.

W ir  begrüßen die jetz igen  Be­
suche, sagte Schuman weiter, 
w ir  begrüßen auch die Massen­
invasion russischer Po litiker 
überall in  der W elt, aber, ist 
dies alles nicht die F o lg e  davon, 
daß w ir  stärker geworden sind? 
Haben die Russen nicht seiner­
zeit die Blockade aufgegeben, 
nachdem der Atlantikpakt und 
der Europarat zustande gekom­
men waren? E in neutralisiertes 
Deutschland würde in kurzer 
Zeit dem Kommunismus ausge­
lie fert sein. D ies ist der Grund, 
warum w ir  uns unter keinen 
Umständen von den Pakten und 
Verträgen in Europa lossagen 
können, die w ir  in den letzten 
Jahren geschlossen haben. W ir  
werden m it v ie l Geduld und Be­
harrlichkeit dahin kommen, w o­
hin w ir  kommen wollen.

Deutsche Frage vor die UNI
Forderung des Kuratoriums Unteilbares Deutschland

Bonn (E igenm eldung). A u f sei­
ner letzten Sitzung in  Bonn fo r­
derte das Kuratorium  Unteil­

bares Deutschland in einer Ent­
schließung die Vereinten K atio­
nen auf, die deutsche Frage 
aufzugreifen und ih r Gewicht 
fü r  die deutsche W iederverein i­
gung einzusetzen.

Zu diesem Zweck soll Bundes­
kanzler Adenauer, Außenmini­
ster von Brentano, Bundesmini­
ster Kaiser, die Vorsitzenden 
der Bundestagsfraktionen und

Maßregelung in Tiflis
„Unfähigkeit in der

Moskau (D PA/AP). Obwohl 
amtliche sowjetische Stellen
nach w ie vor Studenten-Unruhen 
in  T iflis  im Zusammenhang m it 
der D iffam ierung Stalins ab­
streiten, werden je tz t E re ig ­
nisse bekannt, die zweifellos auf 
vorangegangene Unruhen schlie­
ßen lassen. So wurde der P a r ­
teizellen leiter an der U niversi­
tät T iflis  entlassen w egen „U n­
fäh igkeit in der Pa rte i und in 
der politischen A rb eit“ . D ie T i- 
fliser Zeitung „Sarja  W ostoka“ 
hat außerdem gegen  ihn und

politischen Arbeit“
den R ektor der Universität 
scharf Stellung genommen und 
ihnen vorgeworfen, daß sie die 
Studenten nicht zur A rbeit und 
D iszip lin  angehalten hätten. D ie 
Studierenden hätten ein F ern ­
bleiben von den Vorlesungen 
organ isiert und seien stattdes- 
sen geschlossen ins K in o  gegan­
gen. D iese Beschäftigung hätten 
sie den Vorlesungen über M ar­
xismus und Leninismus und 
den dialektischen Materialismus 
vorgezogen.

die M inisterpräsidenten der 
Länder zu einer Aussprache m it 
dem Kuratorium  eingeladen 
werden.

In  einer anderen Entschlie­
ßung w ird  festgestellt, daß die 
Machthaber der Sowjetzone ihre 
Abkehr vom Stalinismus vor 
dem ganzen deutschen Volk  
nicht besser beweisen könnten 
als durch die Freilassung aller 
politischen Gefangenen in ihrem 
Gewahrsam.

IG Metall lehnt ab
Frankfurt (A P ). Eine Einla­

dung des Zentralkomitees der 
sowjetischen M etallarbeiterge­
werkschaft, an den 1.-M ai-Ver­
anstaltungen in Moskau teilzu- 
nehmen, ist vom  Vorstand der 
IG  M etall abgelehnt worden. In  
der Begründung h ierfür heißt 
e s : „D ie  IG  M etall lehnt es ah, 
sich an Veranstaltungen von Or­
ganisationen zu beteiligen, die 
nur dem Namen nach Gewerk­
schaften, in  W irklichkeit jedoch 
nichts anderes als H ilfstruppen 
der forcierten Ausbeutung der 
Arbeiterschaft in der Sow jet­
union sind.“ ;



So sind sie wirklicht

Verschwörer im Zentralkomitee
Am 22. Januar 1954 verkündete 

das Zentralkomitee der SED den 
Parteiausschluß der Genossen 
Zaisser und Herrnstadt. Zaisser 
rollte zu diesem Zeitpunkt schon 
in die Sowjetunion und Herrn­
stadt arbeitet immer noch als 
Archivar in einer kleinen thü­
ringischen Stadtbibliothek. An­
ton Ackermann, Theoretiker des 
„deutschen“ Weges zum Sozia­
lismus, wurde aus dem Zentral­
komitee exmittiert und erhielt 
eine strenge Büge. Lediglich 
Hans Jendretzky und Elli 
Schmidt, die Frauenbund-Vor­
sitzende, kamen mit einer ein­
fachen Büge davon. „Die von 
diesen Genossen gebildete.feind­
liche Plattform hatte eine Ver­
änderung der’ vom ZK  gebillig­
ten Parteiführung zum Ziel!“ 
Verschwörer im Zentralkomitee?

Am vergangenen Sonnabend 
stand „Verschwörer“ Jendretzky 
als erster der damals Verurteil­
ten wieder auf der Tribüne des 
SED-Zentralkomitees —  als Mit­
glied einer achtköpfigen „Kom­
mission zur breiten Entfaltung 
der Demokratie in der DDR". 
Verschwörer Jendretzky wird die 
Parteistrafen der Jahre 1950 bis 
1955 zu überprüfen haben. Seine 
eigene dürfte als erste gestri­
chen. sein. Ulbricht persönlich 
schüttelte ihm zu dieser Ernen­
nung die Hand. Jendretzky 
wurde zum „Mann des Tages“ 
auf der Ostberliner Parteikonfe­
renz.

Tliälmanns „Kontaktmann“
Jendretzky w ird im Juli 

59 Jahre alt. Seit 1915 in der 
Gewerkschaftsbewegung, gehört 
er zu den Mitbegründern von 
„Spartakus“ und K PD . Sein po­
litisches Tätigkeitsfeld waren  
die Gewerkschaften, auf die er 
maßgeblichen Einfluß nahm. In  
Thälmanns Auftrag versuchte er 
die Aktionseinheit zwischen 
kommunistischen und sozial­
demokratischen Gewerkschafts­
mitgliedern herzustellen. Im da­
maligen Zentralkomitee der 
K P D  unterhielt er ein eigenes 
Büro, von dem aus eine direkte 
Verbindung zu dem Moskauer 
Zentralrat der Sowjetgewerk­
schaften bestand. Zahlreiche

Streikaktionen der zwanziger 
Jahre gehen auf seine Initiative 
zurück.

Nach 1933 ging Jendretzky in 
die Illegalität, wurde verhaftet 
und zu sieben Jahren Zuchthaus 
verurteilt. Anschließend hielt 
man ihn im K Z Sachsenhausen 
fest. 1945 wurde er Stadtrat in 
Ostberlin. Bereits während die­
ser Zeit organisierte er das neue 
Führungszentrum der künftigen 
Einheitsgewerkschaften. 1946 
übernahm er als 1. Vorsitzender 
den sowjetzonalen FDGB. Nicht 
zuletzt seinen alten Kontakten 
aus der Weimarer Zeit und dem 
K Z  gelang es, die Zonengewerk­
schaft zusammenzuhalten und 
sogar zahlreiche sozialdemokra­
tische Funktionäre über den 
wahren Charakter dieser Orga­
nisation zu täuschen. 1948, als 
die Lage in Berlin prekär zu 
werden begann, wurde Jen­
dretzky 1. Sekretär der dama­
ligen SED-Landesleitung Berlin. 
W as ihm im FDGB gelungen 
war, sollte sich nun am Schnitt­
punkt der Ost - West - Politik 
praktizieren. Eine „Aktionsein­
heit“ zwischen SED, SPD und 
DGB sollte die von der SED  
selbst herbeigeführte Spaltung 
der Stadt für die Kommunisten 
günstiger gestalten.

Ulbricht wurde gewarnt
Jendretzky w ar sechs Monate 

in diesem Amt, als er Ulbricht 
anläßlich einer Tagung des Po­

litbüros die erste deutliche 
Warnung über die tatsächliche 
Lage in Berlin zukommen ließ. 
Es kam zu einem ersten schar­
fen Auftritt zwischen dem SED- 
Chef und seinem Berliner P a r­
teisekretär. W as Ulbricht nicht 
sehen wollte, sah Jendretzky 
mit dem Instinkt des alten 
„Kontakters“; S o war Berlin 
nicht beizukommen, mit Blok- 
kade, Terror und unsinnigen 
Parolen.

Jendretzky 'war Kandidat des 
Politbüros. Mit Zaisser und 
Herrnstadt verband ihn eine 
weitgezogene politische Aufga­
benstellung. Nach dem 17. Juni 
begann die Mehrheit der SED- 
Politbüros gegen Ulbricht zu 
opponieren. Jendretzky schlug 
sich auf die Seite Zaissers, in 
der Annahme, dieser würde mit 
Ackermann und Herrnstadt zu­
sammen eine neue Parteifüh­
rung bilden. Ulbricht siegte, die 
„Verschwörer“ mußten sich vor 
einem Parteigericht verantwor­
ten. Lediglich Zaisser wurde so­
fort vom MGB mit Beschlag be­
legt, damit er nicht etwa vor 
einem SED-Gremium die In ­
terna des sowjetischen Nach­
richtenapparates in Deutschland 
ausplaudere.

Nur eine Geste . . .

Jendretzky wurde Vorsitzen­
der des Bates des Bezirks Neu­
brandenburg und untergeordne­
ter Provinz-Parteisekretär. Ge­
nossen, die ihn in den letzten 
Jahren sprachen, berichten über 
seine offenkundige Antipathie 
gegen jede neue Tätigkeit im 
Apparat. Jendretzky ist lustlos 
geworden. Sein neues Amt geht 
kaum auf seine Initiative zu­
rück. Ulbricht nahm ihn, weil 
er der Harmloseste unter den 
damaligen „Verschwörern“ ist. 
Und der einzige, der seine 
„Fehler“ offiziell bereute. Jen­
dretzky ist nicht der Typ eines 
Märtyrers, darum ist er auch 
nicht gefährlich für jene, die 
ihn gestern degradierten. Seine 
Nominierung: Eine Geste. Seine 
„Kommission": Ein besserer,
parteiinterner Scherz . .

H A N S  JE N D E E TZK Y



SED gesteht Rechtsunsicherheit ela
A b e r  n u r  b e tr o f fe n e  K o m m u n is te n  w e rd e n  fr e i  

SED-Sekretär Ulbricht hat in  seiner kürzlicken Ansprache auf 
der Berliner Bezirksparteikonferenz zugegeben, daß Staats- 
siclierheitsdienst und Justiz in den letzten Jahren zahlreiche 
Ü bergriffe begangen hätten, die zu revidieren wären. E r knüpfte 
an diese Feststellung ein ige nichtssagende Bemerkungen über 
die BechisunsieiierJieit in der Sowjetzoiienrepiiblik. Inzwischen 
wurden tatsächlich ein ige hauptsächlich nach dein 17. Juni ver­
haftete Personen freigelassen, allerdings —  ausnahmslos Kom ­
munisten. Is t  ihre Entlassung ein Auftakt fü r eine allgemeine 
W iederherstellung der Rechtssicherheit, oder werden hier nur 
Pa i’te iilm ge berein igt, von denen die Tausende unschuldig ver­
hafteter Zonenbewolmer nicht profitieren?

Die Tendenz ist eindeutig: U l- der Rechtssicherher
bricht ist zu ähnlichen Maßnah­
men gezwungen w ie  däs M os­
kauer Politbüro. Eine ganze 
R eihe w egen  an tis talin ist! scher 
Vergehen verhafteter Kommu­
nisten muß auf Grund  der neuen 
D irektiven freigelassen werden. 
Dazu kommen Übergriffe, die 

' dem SED-System  schwer ge­
schadet haben: D ie Verschlep­
pung eines leitenden Chefarztes, 
die Verurteilung qualifizierter 
Ingenieure oder die Strafverset­
zung führender W irtschafts­
wissenschaftler, deren Theorien 
über Nacht zur neuen ökonomi­
schen Leh re geworden sind. 
D iese Personen sind neben ein i­
gen alten Kommunisten die ein­
zigen, fü r die sich die neue 
SED-Kom m ission ' »Zur breiten 
Entfaltung der Demokratie“  in ­
teressiert.

W as w ird geschehen ?
W as kommen w ird , ist leicht 

vorauszusagen. Der neuen SED- 
Kommission gehören SSD-Mini- 
ster W ollw eber und Justizm ini­
ster H ild e  Benjam in an. W ü r­
den diese die bisherige Rechts­
unsicherheit zugeben, müßten 
sie über sich selbst zu Gericht 
sitzen. So  Wird man ein ige 
„Panneh“ -Fälle revidieren, ohne 
auch nur im  geringsten an eine 
Änderung des Systems zu den­
ken.

Jene Sowjetzdnenbewoliner 
aber, d ie wegen ihrer p o liti­
schen Einstellung zum Regim e 
oder oftmals wegen gering fü g i­
ger Kollisionen m it den Staats­
verwaltungen zu jahrelangen 
H aitstra fen  verurteilt wurden, 
werden von dieser m erkwürdi­
gen Kommission überhaupt nicht 
erfaßt.

Das aber ist der Punkt, über 
den die Öffentlichkeit je tzt dis­
kutieren muß! W as nützt eine 
auf parteiinterne Streitigkeiten 
beschränkte „W iederherstellung

wenn der 
Terro r und laufende Verfas­
sungsbruch immer w eitere Aus­
maße annimmt? Gerade in den 
letzten Monaten sind unzählige 
Verhaftungen w ider jedes ge l­
tende Recht e rfo lg t, ohne daß 
man auch nur daran denkt, die 
Betreffenden freizulassen. D ie 
17.-Juni-Inhaftierten haben über­
haupt keine Aussicht, auf diese 
A rt freizukommen oder auch 
nur eine Überprüfung ihrer U r­
teile zu erreichen. Zahlreiche 
bürgerliche Po litik er sitzen seit 
1946 in  den Zuchthäusern der 
Zone. K e in  Mensch spricht von 
ihnen. Zum großen T e il sind es 
Leute, die bereits unter H itler  
im Zuchthaus wären. Auch die 
Sowjets haben nach den Mos­
kauer Prozessen Stalins so et­
was unternommen, indem sie 
zahlreiche verurteilte W issen­
schaftler —• zur Zwangsarbeit 
entließen! H ier  werden krasse 
Rechtsbrüche rückgängig ge­
macht, um die Zonenfiucht der 
In telligenz zu stoppen, um die

w ider a lle Vernunft erfolgten 
Massqnverhaftungen führender 
K rä fte  der Industrie und des 
Staatsapparates auszugleichen. 
W as aber geschieht m it jenen 
Zehntausenden von Menschen, 
die die SED im  Augenblick 
nicht für die Erreichung ihrer 
politischen und wirtschaftlichen 
Z iele braucht? Gibt es fü r sie 
keine Rechtssicherheit, w eil sie 
unbedeutend sind?

W ie  hier Recht nach der P e r­
son gesprochen w ird, zeigte sich 
dieser Tage im  Stahlwerk Bran­
denburg. D ort kam ein W erks- 
Ingenieur aus der SSD-Haft zu­
rück, ohne den man in der be­
treffenden Abteilung einfach 
nicht Weiterarbeiten konnte. 
V ier  A rbeiter der gleichen A b ­
teilung; die am 17. Juni wegen 
einer Streikaktion verhaftet w or­
den waren, werden dagegen 
noch bis zum Jahre 1965 am 
gleichen Ort im  Zuchthaus sit­
zen, w eil man sie hoch entbeh­
ren kann!

So bleibt alles Farce, nichts 
w ird  sich ändern an der A rt 
dieses Systems. Man w ird  P a r­
teistrafen in ein igen M itg lieds­
büchern streichen, ein paar 
Spitzenkräfte der Industrie, 
Ohne die man den neuen Fünf- 
jahrplan nicht schaffen kann, 
aus den Zuchthäusern holen. 
D ie dreifache Anzahl politisch 
aufrechter Menschen w ird  ihren 
P la tz  in den Gefängnissen der 
Zone einnehmen, w e il sie den 
Betrug durchschauen, den man 
heute seitens der SED unter 
dem Mantel einer „Dem okrati­
sierung“ betreibt.

Volksfeinde44 tauchen wieder auf
Stalins Sänberungsaktionen werden korrigiert

Moskau (A P ). Nachdem Stalin 
auf dem letzten Parteikongreß 
in Moskau entthront und d iffa­
m iert worden ist, tauchen je tz t 
d ie ersten Opfer seiner blutigen 
Diktatur, soweit sie noch am 
Leben sind, aus der Verban­
nung auf.

A ls erster ist einer der älte­
sten Bolschewisten, Andrei S. 
Bubnow, ein Kam pfgefährte L e ­
nins, nach 19jähriger Verban­
nung nach Moskau zurückge­
kehrt. Bubnow w ar einstmals 
M itg lied  des Politbüros und 
Chef der politischen Sektion der^ 
Sowjetarmee. A ls Stalin 1937 d ie ’ 
große „Säuberungsaktion“ in 
der Arm ee durchführte, ver­

schwand Bubnow, und man ver­
mutete, er sei erschossen w or­
den.

Im  Museum der Sowjetarmee 
in Moskau wurde am Donners­
tag  ein Po rträ t des 1949 spur­
los verschwundenen früheren 
stellvertretenden M inisterpräsi­
denten N ikalai A . Wosnessen- 
sk ij ausgestellt. Man glaubt, 
daß Wosnessenskij 1949 verhaf­
tet und erschossen worden ist. 
Es heißt, kommunistische P a r ­
teiführer hätten damals Stalin 
empfohlen, den Verhafteten zu  
zehn Jahren Gefängnis zu ver­
urteilen, Stalin aber habe die 
W orte „zehn Jahre“ durchgestri­
chen und an ihre Stelle „zu  er­
schießen“ gesetzt.



BILD DER WOCHE: Die Europa-Fahne wehte am Bundeshaus, als der Bundestag in 
Bona mit der ersten großen Europa-Debatte begann. Die Fahne ist kobaltblau und 

trägt in der M itte einen Kreis mit zw ölf chromgelben Sternen.

Diese Selbstkritik 
fehlte

(Fortsetzung von Seite 2)

entsetzten Anhänger, ob es 
denn, ga r keine Opponenten ge­
geben habe, die A n tw ort; „Ja ­
wohl, aber sie wurden verhaf­
tet.“ H err  U lbricht allerdings 
wurde nicht verhaftet, denn e r  
hatte nicht opponiert.

W oher nimmt dieser Mann 
die Kühnheit, vo r seine Parte i 
hinzutreten und ih r - Vertrauen 
zu verlangen? W oher nehmen 
er und die ganze kommunisti­
sche Führung dieser sozia listi­
schen Einheitspartei den Mut, 
von ihren Anhängern Opfer zu 
verlangen? Von ihnen zu erwar­
ten, daß sie gefährliche A u f­
träge übernehmen, ihre Freiheit 
riskieren, vielleicht ihr Leben? 
W äre es nicht Aufgabe der 
Führer gewesen, Beispiel zu 
geben und auch auf die Gefahr 
der Verhaftung hin zu opponie­
ren gegen  einen Mann und ein

System, das den W eg  des V er­
folgungswahns und Massen­
mordes g ing, w ie  sie je tz t  be­
kennen? Natürlich, U lbricht ist 
w ie  seine Genossen M aterialist 
und Atheist. F ü r  ihn g ib t es 
nichts als dieses eine Leben, 
er w ill es nicht durch Verhaf­
tung beenden lassen, -wie es 
nach seinen W orten  ,,'Pos- 
tjsehew, Wosnessensky und an­
deren“  ergangen ist. W enn er 
sich einen Sinn fü r M ora l und 
sittliches Empfinden bewahrt 
hätte, müßte er beschämt seine 
Äm ter hinwerfen, sich der F e ig ­
heit und des Verrats an der 
Idee bezichtigen und in. den 
äußersten W inkel des roten 
T e ils  dieser Erde verkriechen I

W eiterhin Terror ,
Nun, nichts von dem ist in 

diesen Tagen  drüben geschehen. 
E ine solche Selbstkritik fand 
nicht statt. Ulbricht, der keinen 
W iderspruch vertragen kann, 
legte ein Lippenbekenntnis zur 
kollektiven Führung ab und 
wird weiterhin den Terror«

apparat zu gebrauchen suchen*- 
w ie  er es bisher getan hat ~- 
und. das hat er be i seinem 
toten „großen Leh rer“  w irk lich  
gelernt. W ir  müssen uns einst­
w eilen  damit abfinden, genauso 
w ie  seine Parte i. F ü r  die SED 
brauchen w ir  dabei kein M it­
le id  zu haben, w oh l aber fü r 
d ie siebzehn M illionen Deut­
schen, über die diese Pa rte i 
und durch sie dieser U lbricht 
Macht hat. In  diesen Tagen  
waren m it der Internationalen 
Union christlicher Demokraten 
auch führende Männer des 
fre ien  Europa hier» um das 
Ost-W est-Problem  gew isser­
maßen an Ort und Stelle zu  
studieren. W as sie h ier gew in­
nen konnten, w ar nicht nur die 
Erkenntnis von der U nerträg­
lichkeit der anhaltenden Spal« 
tung Deutschlands, sondern 
auch der W ille , gemeinsam alles 
zu tun, um die Spaltung und 
damit diese unhaltbaren Zu­
stände im  kommunistisch be** 
herrschten T e il Deutschlands zu 
überwinden.



Bedeutsamer Fund bei Warka

M arsch ins Unrecht
Unser F o to  is t eine der 

neueren Aufnahmen, 
die von H ilde Benjam in, Ju­
stizm inister der Sowjetzone, 
gem acht wurden. Es zeigt 
sie beim Abschreiten einer 
Ehrenkom panie f nach der 
Begrüßung eines hohen 
Gastes aus Moskaus Satel­
litenbereich. D er Gast ist 
uninteressant. Bemerkens­
w ert aber: die stram m e H al­
tung der „ roten  Hüde“, ih r  
verkniffenes Gesicht und der 
unweibliche Soldatenschritt. 
Diese Frau  hat in ihrer 
Justizpraxis einen patholo­
gischen Haß gegen alles 
Nichtkom m unistische ent­
w ickelt. Is t  es persönliche 
Rache, ist es ideologischer 
Fanatismus? W ir  wissen 
nur, daß sie als die ju r i­
stische Exponentin  des 
Kom munismus auf deut­
schem Boden herausgestellt 
wird und m it einer Gefühl­
losigkeit, die keine Gnade, 
kein M itle id  kennt, in  ihrem  
W irkungsbereich die Befehle  
Moskaus ausführt. Nach den 
Absagen Chrustschows und 
Ulbrichts an S ta lin  müßte  
auch sie verpflich tet sein, 
das, was man heute als 
„Verletzung der Gesetzlich­
k e it"  der Stalinära zu­
schiebt, w ieder rückgängig  
zu machen.

Berliu  (D P A ). E ia  bedeutsamer Fund ist der deutschen 
W arka-Expedition in  den Buineu der alten sumerischen M etro­
pole B rak  (heute W arka im  südlichen Irak ) gelungen. W ie der 
L e ite r  der Expedition, Professor D r.-Ing. Heinrich Jakob L en ­
zen, der D irektor des deutschen Archäologischen Instituts in 
Bagdad, in  einem B r ie f m itteilte, wurden Te ile  eines Bestat- 
■tungsgebäudes fre ige leg t, das einer frühen Periode sumerischer 
Kultur, vermutlich dem frühen vierten Jahrtausend vor Christus 
entstammt.

!! S S D , h e r h ö r e n !
D er kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 

| erfahren. W er  Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den Meinen TA G  
also ruhig hei der Po lize i 
oder beim  Bürgerm eister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle ab geben. Übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.

miken und große, zusammen­
hängende Flächen kostbarer 
Steinintarsien zum Vorschein, 
die an Schönheit den berühmten 
Funden von U r nicht nachstehen. 
D ie  Expeditionsteilnehmer rech­
nen m it neuen, w ertvollen  Gra­
bungsergebnissen.

Das im  Tem pelbezirk fre i­
gelegte Gebäude enthält einen 
Opferraum, aus dem Keram ik- 
und Marm orgefäße geborgen 
wurden. Im  erst teilweise fre i­
gelegten  Korridor, der den, 
Hauptraum umgibt, kamen 
große Mengen w ertvoller Kera-


